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tisch-praktische Forderungen und zwischenstaatliche Verhal­
tensnormen zum Inhalt.

Zwei Menschenrechtskataloge — 
eine Menschenrechtskonzeption

Die Zuordnung einzelner Menschenrechte zu einem Katalog 
von Bürgerrechten und politischen Rechten und zu einem 
Katalog wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte — 
wie sie in den beiden UN-Konventionen und auch in den 
Verfassungen zahlreicher Länder vorgenommen wurde — ist 
keineswegs zwingend. Die Grenzen zwischen beiden Gruppen 
sind fließend, und einzelne Rechte sind durchaus austausch­
bar. Es bestehen keine Prioritäten des einen Katalogs vor 
dem anderen. Klassifizierungen und Wertungen im Sinne 
einer Rangordnung stören ihre gemeinsame Fortentwicklung. 
Das schließt die relative Bedeutung einzelner Bürgerrechte 
(Zi B. das Verbot der Folter) oder einzelner sozialer Rechte 
(z. B. gleiches Entgelt für gleiche Arbeit) für die Durchset­
zung konkreter Forderungen nicht aus.

Beide UN-Menschenrechtskonventionen stimmen in ihrem 
Aufbau im wesentlichen überein. Die übereinstimmende Prä­
ambel und noch deutlicher die wörtlich übereinstimmende 
Formulierung des Selbstbestimmungsrechts in den Artikeln 1 
als Ausgangsnormen kennzeichnen die enge Verbindung 
beider Konventionen, ihr Aufeinanderbezogensein, besonders 
eindrucksvoll.

Grundsätzliche Verpflichtungen des Staates enthalten je­
weils die Artikel 2. Hier ist in einer allgemeinen Klausel 
gesagt, wie die in den Konventionen fixierten Rechte inner­
staatlich durch entsprechende gesetzgeberische und andere 
Maßnahmen zu realisieren sind, sofern das nicht bereits ge­
schehen ist. Dabei finden sich gewisse Unterschiede in der For­
mulierung der beiden Konventionen, woraus bürgerliche Po­
litiker und Völkerrechtler die Schlußfolgerung ableiten, daß 
dadurch die Zweiteilung in politische und soziale Rechte un­
terstrichen werde und der Konvention über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte geringere Bedeutung zukomme. 
Ein solcher Unterschied zwischen beiden Konventionen im 
Rang der Gültigkeit, nach der Verbindlichkeit und nach der 
Wirksamkeit ist indessen nicht ableitbar. Dies widerspräche 
dem Charakter völkerrechtlicher Normen, die in ihrer Ge­
samtheit — ebenso wie das innerstaatliche Recht — „Verhal­
tensanforderungen an die Normenadressaten“ sind, die „als 
Gebot, als Verbot oder als Erlaubnis formuliert werden“.8 9 
Auch stünde ein so konstruierter Unterschied im direkten 
Gegensatz zur Wesens- und entwicklungsbestimmenden Ein­
heit und Zusammengehörigkeit der Menschenrechte. Diese 
Nuancen in den Formulierungen der Artikel 2 sind Ausdruck 
des Kompromisses bei der Verabschiedung der Konventio­
nen.

So enthält Art. 2 Abs. 1 der Konvention über wirtschaft­
liche, soziale und kulturelle Rechte die Verpflichtung, daß die 
Staaten „nach und nach“ und „mit allen geeigneten Mitteln, 
vornehmlich gesetzgeberischen Maßnahmen,“ die Verwirk­
lichung der in der Konvention enthaltenen Menschenrechte 
zu erreichen haben. Diese Formulierung wird dem spezifi­
schen Gehalt der Mehrzahl der wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Menschenrechte gerecht, die nach ihrem Charak­
ter notwendig programmatisch sind und nur im Prozeß der 
gesellschaftlichen Entwicklung verwirklicht werden können.

Die Konvention über Bürgerrechte und politische Rechte 
enthält in Art. 2 Abs. 1 die Verpflichtung der Staaten, „die 
in dieser Konvention anerkannten Rechte zu gewährleisten 
und diese Rechte zu achten“.

Übereinstimmend sind also in beide Konventionen Ver­
pflichtungen aufgenommen worden, damit die Staaten ent­
sprechend ihrem sozialökonomischen Entwicklungsstand die 
notwendigen Schritte unternehmen, um den in den Konven­
tionen enthaltenen Rechten Wirksamkeit zu verleihen.

Der Aufgabenkatalog der Konvention über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte

Die bürgerliche Position, bei den Festlegungen der Konven­
tion über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte han­

dele es sich um bloße Postulate8, ignoriert den zwingenden 
Charakter, den die Konvention als völkerrechtliches Verein­
barungsrecht besitzt. Die Formulierung in Art. 2 Abs. 1, die 
Menschenrechte „nach und nach“ durchzusetzen, wird den 
schwierigen Bedingungen zur Verwirklichung der Menschen­
rechte besonders in den Entwicklungsländern am besten ge­
recht. Sie orientiert auf eine schrittweise, allmähliche Reali­
sierung der Menschenrechte und trägt damit der Tatsache 
Rechnung, daß Menschenrechte nur entsprechend den natio­
nalen Möglichkeiten (Ausnutzung der Ressourcen, Ausgestal­
tung der sozialökonomischen Basis) ausgestaltet werden kön­
nen.10 11

Diese Argumentation für die Entwicklungsländer darf 
jedoch nicht dazu führen, daß die Möglichkeit der Realisie­
rung wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte al­
lein vom Umfang der Naturreichtümer, von der demographi­
schen Struktur und vom Bildungsstand der Bevölkerung ab­
hängig gemacht wird11, da diese Faktoren mit dem Charakter 
der sozialökonomischen Verhältnisse, mit dem Gesellschafts­
system, in dem sie zur Wirkung kommen, in Verbindung ge­
bracht werden müssen.

Wenn bürgerliche Völkerrechtler davon ausgehen, daß es 
sich in der Konvention über wirtschaftliche, soziale und kul­
turelle Rechte um „ZielVerpflichtungen“ handelt12, so kann 
diese Formulierung Zustimmung finden, wenn beide Teile 
des Wortgefüges gleichermaßen ernst genommen werden: Das 
Ziel ist normativ gesetzt, und die völkerrechtliche Verpflich­
tung der Staaten drückt sich darin aus, sich auf dieses Ziel 
hinzubewegen. „Zielverpflichtung“ kann also nichts anderes 
bedeuten, als daß die Staaten die Pflicht zur Realisierung der 
Ziele besitzen.

Die Spezifik der Menschenrechte, auf deren Umsetzung 
Art. 2 Abs. 2 der Konvention über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte Bezug nimmt, liegt gerade in ihrem pro­
grammatischen Charakter, in ihrer rechtlich-verbindlichen, 
handlungsauslösenden Funktion. Soziale Normen sind stets 
dann funktionsgerecht ausgestaltet, wenn sie als Programm 
angelegt sind, denn sie müssen verschiedene Entwicklungs­
stufen und Elemente zur Erreichung eines Entwicklungszieles 
zum Ausdruck bringen. Alle diese völkerrechtlich vereinbar­
ten Menschenrechte haben ihren Ursprung nicht im Völker­
recht, sondern sind in unterschiedlicher Form, zumeist aber als 
Grundrechte, in den Verfassungen der Staaten ebenfalls pro­
grammatisch geregelt. So entspricht der Programmcharakter 
der ökonomischen, sozialen und kulturellen Menschenrechte 
in der Konvention in gewisser Weise dem der in den Ver­
fassungen verankerten Grundrechte.13

Die Verwirklichung sozialökonomischer Rechte erfordert 
ein Tätigkeitsprogramm, wie es in der Konvention über wirt­
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte fixiert ist und der 
konkreten Ausgestaltung in innerstaatlichen Normen bedarf. 
Bei den völkerrechtlichen Festlegungen waren der unter­
schiedliche Charakter und das Entwicklungsniveau der Pro­
duktivkräfte sowie der Stand der sozialökonomischen und 
kulturellen Entwicklung in ihrer Gesamtheit zu berücksich­
tigen. Die Realisierung der vereinbarten programmatischen 
Rechte hat, wenn auch in unterschiedlicher Weise, bereits ih­
ren Anfang genommen. Die Staaten müssen adäquate Mittel 
und Erfüllungsmodalitäten zur Realisierung der Aufgaben­
stellungen finden. In welcher Art und Weise das geschieht, 
hängt von der sozialökonomischen Grundkonzeption ab. Die
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11 So aber F. Ermacora, Menschenrechte in der sich wandelnden 
Welt, Bd. II, Wien 1983, S. 144.

12 Ch. Tomuschat („Die Bundesrepublik Deutschland und die Men­
schenrechtspakte der Vereinten Nationen“, Vereinte Nationen 
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